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Union in.    J Deutschland 
Bonn, den 24. Februar 1983 

^Endspurt beginnt 

Die CDU in 
^r Offensive 
\ ri^ärz steht die wirtschaftliche Entwick- 
^Mi-     drittgrößten Industriestaates der 
N wlcher« Welt und das Schicksal von Millio- 
% Aru

n Zeitnehmern und die Sicherung ih- 
Qeiß[bejtspiätze auf dem Spiel, stellte Heiner 
w'fd H-r Vor der Presse in Bonn ,est Desnalb 

*%?* CDU bis zum 6. März die größte und 
"Shi te 'nformationsoffensive ihrer Wahl- 
öj  ^©schichte durchführen. 

Doiiti ^ w'rd den beginnenden wirtschaftlichen und 
Vs h Aufschwun9 in der Bundesrepublik 
^eirj 2um zentralen Tnema der Wählerent- 
^utu 

Un9 machen. Wegen der Tragweite und Be- 
Coy. 9 dieser Entscheidung für unser Land wird die 
\^ JJ.^n nächsten beiden Wochen in einem bisher 
9er fQ 

lcht dagewesenen Umfang um das Ja der Bür- 
Öis 

diese Politik des Aufschwungs kämpfen. 
Ware JJ1 6- März wird die CDU zehn Millionen Exem- 
W^de 2eitun9 „CDU-extra" verteilen, zusätzlich 
^tion a"en deutschen Zeitungen elf Millionen Infor- 
\|k sbroschüren über dieses zentrale Thema des 
^ircj d

arTlPfes beigelegt werden. Diese Information 
ari9e|ßUr°h Hörfunk- und Fernsehspots und eine breit- 

9te Anzeigenserie ergänzt und verstärkt. 
(Fortsetzung Seite 2) 

Noch 
11 Tage 

bis zur 
Bundestagswahl 

Wahikampf-Telefon 
(0228) 544360 

Heute im Wahlkampf 
• WAHLKAMPF- 
INFORMATIONEN 
Wer am 6. März SPD wählt, ge- 
fährdet seinen eigenen Arbeits- 
platz / Kommunen versichern zü- 
gige Bearbeitung von Bauge- 
nehmigungsanträgen / Bei Wahl- 
sieg der Union Durchbruch in 
Genf Seiten 3 bis 7 

• §218 
Heiner Geißler: Bundesregierung 
plant keine Änderung Seite 8 

• AUFSCHWUNG 
Gerhard Stoltenberg: Das Aus- 
land erwartet Aufschwung nach 
dem Wahlsieg der Union     Seite 9 

• SICHERHEIT 
Vogel kapituliert vor Bahr Seite 11 

• DOKUMENTATION 
Direktkandidaten- und Landesli- 
sten grüner Teil 
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(Fortsetzung von Seite 1) 
Die rund eine Million Mitglieder der Union 
und ihrer Vereinigungen werden durch ei- 
ne 23seitige aktuelle Dokumentation über 
die wichtigsten Argumente für den wirt- 
schaftlichen und politischen Aufschwung 
informiert, um in Tausenden von Informa- 
tionsveranstaltungen und Informationsge- 
sprächen die Mehrheit der Bevölkerung 
für die Politik des Aufschwungs mit der 
CDU zu gewinnen. 

Der ungewöhnliche Umfang der Schluß- 
kampagne dieses Wahlkampfes ent- 
spricht der Notwendigkeit, die Wahl- 
kampfauseinandersetzung mit der So- 
zialdemokratischen Partei auf die seit 
1949 wichtigste innenpolitische Frage zu 
konzentrieren, ob nach dem 6. März der 
beginnende wirtschaftliche Aufschwung 
mit der CDU fortgesetzt werden kann 
oder ob die Bundesrepublik Deutschland 
mit der SPD in die Wirtschaftskrise zu- 
rückfällt. 

Der Kern des Regierungsauftrages der 
neuen Regierung unter Helmut Kohl be- 
steht in der Aufgabe, Deutschland aus der 
schwersten wirtschaftlichen Krise seit 
1949 zu führen. Die Arbeitslosigkeit ist ein 
menschlich schwerwiegendes, aber auch 
ein politisch gefährliches Problem der 
80er Jahre, das den sozialen Frieden und 
die politische Stabilität unseres Landes 
erschüttern kann. Die CDU ist der Auffas- 
sung, daß die deutsche Demokratie auf 
die Dauer mit Millionen-Arbeitslosigkeit 
nicht leben kann. 

Um eine Gefährdung unserer Demokratie 
durch Massenarbeitslosigkeit zu verhin- 
dern und die Arbeitslosigkeit in den näch- 
sten Jahren wirksam zu bekämpfen, bietet 
der wirtschaftliche Aufschwung nicht die 
alleinige, aber die entscheidende Grundla- 
ge. Die neue Regierung hat dafür in weni- 
gen Wochen die entscheidenden Voraus- 
setzungen geschaffen. Der wirtschaftliche 
Aufschwung hat bereits begonnen. 

Die CDU bestreitet der SPD nicht den Wil- 
len, wohl aber die Fähigkeit zur Bekämp- 

fung der Arbeitslosigkeit. Die 
wirtschaftliche Krise in der Bunde» ^ 
blik Deutschland hat als eigentliche j, 
ehe die Überschuldungskrise der o ^ 
chen Haushalte, für die die Finanz" ^ 
Haushaltspolitik der Sozialdemokrat ^ 
Mitte der 70er Jahre die VeranW0 

trägt. i 
Die Vorschläge der SPD sind led'9l|C

|flVs 
ne Neuauflage bisher gescheiterte'^ 
stitionsprogramme, die mit ScJ p 
und Steuererhöhungen finanziert^ Üf' 
Überschuldungskrise und damit o«f 
Sachen für die Wirtschaftskrise 
verschärfen würden. Die SPD hat a   ^ 
ren Fehlern nichts gelernt. Sie set 0 
mehr Staat, auf Erhöhung der Staa .^ 
gaben und will dies durch eine w ^', 
Staatsverschuldung finanzieren- p 
will die Krise mit Rezepten heile1 

die Krise verursacht haben. 
6. März SPD wählt, macht den 
Gärtner. 

We' 
ßoc* 

lieh 

4 

Die CDU schlägt einen grundsätzl'c / 
deren Weg vor, mit dem sie in der $ 
Regierung bereits erfolgreich be9 ^ 
hat. Die CDU will die Ursache der y 
Schaftskrise, nämlich die Staatsve' ^ 
dung, bekämpfen und sie befinde jt- 
damit in Übereinstimmung mit der «^ 
sehen Bundesbank, mit dem Sachte,, 
digenrat und mit den wirtschafte^ ^ 
schaftlichen Instituten. Die CDU rU ^ 
Bürger auf, den beginnenden Aufsc 8ftlr 
durch ein entsprechendes ^rtf,Me^' 
ches Verhalten und die richtige W 
Scheidung am 6. März zu stärken- ^ 
Dieser wirtschaftliche Aufschwung .jf 
nicht durch Klassenkampf und Ver y 
fung der Konfrontation zwischen d yi 
rifpartnern ermöglicht werden, s ^ 
nur durch Partnerschaft in den Unt y 
men und zwischen Gewerkschafte< J 

Arbeitgebern. Wir rufen Unternehm jfl£J 
Gewerkschaften auf, gemeinsam >$ 
nicht gegeneinander den beginn $ 
Aufschwung jetzt zu einer dauer .$ 
wirtschaftlichen Blüte unseres 
werden zu lassen. 
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JWAHLKAMPF- 
•ü^ORMATIONEN 

^nnunen versichern 
Jj9'9e Bearbeitung 
den, °^muna|en Spitzenverbände haben 
«icf, fü u1desjnnenminister zugesichert, 
9ßnehr ^'e zu9'9e Bearbeitung von Bau- 
tiunal

m,9ungsanträgen bei ihren kom- 
n Mitgliedskörperschaften einzu- 

°er   Deutsche   Städtetag,   der SS Deuts 
Sche

J?.f Landkreistag und der Deut- 
eln p e" und Gemeindebund haben 
Horst 

arlamentarischen Staatssekretär 
*Prech 

affer"schmidt auf dessen ent- 
itle .e ,nlt"ative mitgeteilt, daß sie 
darau.n^tädten, Gemeinden und Kreisen 
\y\x\ nwirken wollen, die Baugeneh- 
tyigij 9h

SVerfahren so rasch wie eben 
^*i$e abzuwickeln, um auch auf diese 
^Uwjrt

einen Beitrag zur Belebung der 
b%lo *Chaft und Überwindung der Ar- 
0ie   

0s,gkeit zu leisten. 

\ y 2u9leich darauf hin^daß eine Fülle 

rei   kommunalen   Spitzenverbände 

sen. rj°rschriften beachtet werden müs- 
^nrr,jn

eSen Tatbestand will das Bundesin- 

S, umteriUm   emeut   zum   Anlaß   neh" S,^dia   Zusammen mit den anderen zu- 
Nuriri1- Ministerien  der  Bundesregie- 
^s|^n(j  

in Zusammenarbeit mit den Bun- 
ern Initiativen zur Überprüfung von 

öl 
9/83 bereits am 1. März 

r UiD 9/83 j6ris - -'w erscheint bereits am 
d|6se 

a9>1- März 1983. Schwerpunkte 
d*n to *Us9abe sind: Letzte Tips für 

W»k. ahltag und die Woche nach der 

campf, wichtige Hinweise für 

^hl >°Wle Vergleichszahlen für die 
Ur* 10. Deutschen Bundestag. 

LIEBE FREUNDE! 
Die letzte Wahlkampfwoche liegt vor uns, 
jetzt geht es in den Endspurt. Wir führen 
diesen Endspurt unter dem Slogan „Jetzt 
den Aufschwung wählen". Dabei lassen 
wir uns von gegnerischen Angriffen nicht 
beirren, sondern konzentrieren uns ganz 
darauf, den Wählern unsere Argumente — 
die besseren Argumente dafür, daß es mit 
Deutschland aufwärtsgeht — zu verdeutli- 
chen. Noch drei Aktionen sollten Sie in 
den verbleibenden Tagen durchführen: 
• Die letzte Wahlkampfzeitung „CDU ex- 

tra" mit der Schlagzeile „Wählen Sie 
den Aufschwung" jetzt in die Haushalte 
bringen. 

• Die TV-Flugblätter verteilen. Bereits die 
erste TV-Aktion am 17. Februar wurde 
in vielen Verbänden erfolgreich durch- 
geführt. 
Am 2. und 4. März kommt es noch ein- 
mal darauf an: Nach der Runde der Ge- 
neralsekretäre am Abend des 1. März 
werden am Morgen des 2. März, nach 
der Runde der Spitzenpolitiker am 
Abend des 3. März am Morgen des 4. 
März überall dort, wo viele Menschen 
zusammenkommen, unsere TV-Flug- 
blätter verteilt. 

• Den Plakataufkleber „Jetzt den Auf- 
schwung wählen", der Ihnen Anfang 
der Woche zugeht, auf die Parteiplaka- 
te kleben. 

Die letzten Tage sind aber auch die Zeit 
für die kleinen Aktionen eines jeden Mit- 
glieds in seinem Umfeld: 
Kleinanzeigen in der Tageszeitung oder 
den Anzeigenblättern; das Telefonat oder 
Brief an Bekannte, die noch nicht sicher 
sind in ihrer Wahlentscheidung; und im- 
mer wieder das persönliche Gespräch im 
Freundes- und Kollegenkreis. 

(Peter Radunski) 
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Vorschriften und Auflagen voranzutreiben. 
Horst Waffenschmidt stellt in diesem Zu- 
sammenhang fest, daß sich nach Angaben 
zahlreicher kommunaler Körperschaften 
die Zahl der Bauanträge auch im Januar 
1983 im Vergleich zum Januar 1982 deut- 
lich erhöht hat. In zahlreichen Kreisen lie- 
gen die Zunahmen über 40 %, in einigen 
Kreisen bei 70—100%. 

Entwicklungshilfe soll 
Arbeitsplätze sichern 
Aus Anlaß der Vorlage des fünften Ent- 
wicklungspolitischen Berichts der Bun- 
desregierung hat der Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, Jürgen 
Warnke, die „von der Regierung Kohl ge- 
iimiiimiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiin 

Ins Schwarze 
Tag um Tag verstärkt Moskau jetzt die 
Kampagne gegen die Union und auch 
hier und da gegen die FDP, in der Hoff- 
nung, durch drohende Töne von einem 
Atomkrieg deutsche Wähler einschüch- 
tern zu können. Es bereitet bei t'ieser 
Einmischung, die man der sowjetischen 
Politik vorwerfen muß, trotzdem fast Ver- 
gnügen, die eifrige Beflissenheit jener in 
Deutschland zu beobachten, die hoffen, 
sie könnten Nutznießer fremder Zensu- 
ren und Kommentare sein. Kaum hat ei- 
ner der amtlichen Schreiben in der 
„Prawda", bei Radio Moskau oder in 
Prag eine neue Verrenkung vorgeführt, 
um die Friedensaufgabe des eigenen Ra- 
ketenarsenals zu loben und die westli- 
chen, bisher nur auf dem Papier stehen- 
den Absichten streng zu tadeln, so ver- 
renken sich hierzulande Leute wie Bahr, 
Vogel und Brandt, um ganz ernsthaft zu 
fordern, daß der Moskauer „Sicherheits- 
partner" über weit mehr Raketensyste- 
me, Flugzeuge und Panzer verfügen dür- 
fe als die NATO. MdB Werner Marx 

setzten neuen Akzente in ihrer kor*' ociiicii neuen «Kleine in niici >—       ß> 

Entwicklungspolitik" erläutert. D*$ 
soll die Hilfe für die Dritte Welt stärk 
die deutsche Wirtschaft in die Bund ^ 
publik zurückfließen und „einige 

send" neue Arbeitsplätze schaffe"; , 
Darüber hinaus will die neue &e® ,f 
durch ein erweitertes Beratun9 ^ 
gramm mittelständische Struktureni 
einen privatwirtschaftlichen lnduS!r'nCje^ 
rungsprozeß in den Entwicklungs|a ^ 
fördern. Die Kirchen erhalten rne,1!'ÖI1pe'1 

für ihre Entwicklungsarbeit und * i 
mit vereinfachten Bewilligungs^^ 
rechnen. Ebenso verstärkt werden ^ 
die betrieblichen Ausbildungspr .? 
deutscher Unternehmen in EntwicK jpr 

ländern. Außerdem soll durch W ^ 
tion staatlicher Gelder mit ^ $ 
(Mischfinanzierung) die Wirksam^, er- 
zur Verfügung stehenden Finanz^1 ge- 
höht werden, ohne allerdings die    ^ Zü 

länder 
Verschuldung   der   Empfänger 
verschärfen. 

SPD-Propaganda 
Gift für die Wirtschaft^ 
Zu den erneuten Behauptungen «   jöp5' 
über    einen    angeblichen    lnv«s

efl*i«'' 

,riff|flV 

uuci        tnicii        anycL'Nuncn       •••-       CQV 

streik erklärt Heiner Geißler: Di«   )rlv«' 
demokraten haben mit dem ^e^!le\\ f 
stitionsstreik ein Gerücht in die ef' 
setzt, das von Übertreibungen tr'    ü"' 
eher gibt es den einen oder and«    / 
ternehmer, der mit seinen lnvas 

abwartet, bis die Wahl vorbei 
.für 

muß man Verständnis haben, «e $$ 
Angst   in   den   Unternehmen  *°\t^ 
Wirtschaftspolitik der Sozialdern«*   tf 
beeinflußt   durch   Grün-Alternat' 
groß. 

die \P * 
Diese Angst haben nicht nur °ie.e^ 
nehmer, sondern genauso die Be      c)ß 
te, vor allem aber die Arbeitslos   • ^ 

(Fortsetzung s& 

A 
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^er am 6, März SPD wählt, gefährdet 
seinen eigenen Arbeitsplatz 
«X Bundesvorstand der CDU hat s'ch auf seiner Sitzung am 21. Febru- 

ar»       wje Helner Ge'ßler vor der 
Wöh Se m'ttei,te» zu eifern unge- 
am?nllcnen Schritt entschlossen. Er 

hSn ,liert an die Mit9|ieder und An' 
Par?er der Sozialdemokratischen 

Den?' 8m 6' März CDU zu wählen- 
gij Bundesvorstand macht die Mit- 
Llder ur«d Anhänger der Sozialde- 
$am   tiscnen Partei darauf aufmerk- 
Voo daß der SPD-Kanzlerkandidat 
^ 9ei in der Außenpolitik wie in der 
h 

nschaftspolitik den Kurs des frü- 

hen 
r

u
en Bundeskanzlers Helmut 
m'dt verlassen hat. 

Seh 'e Vo9e,-SPD ist nicht mehr die 

krat
rnidt"SPD- v°9el führt die Sozialdemo- 

lje 
ls°he Partei in die außenpolitische Iso- 

^on n9' Das sozialistische Frankreich, das 
cje 

Servative England und Amerika lehnen 
Öu    °9el-Kurs ab und wünschen, daß die 
^esrepublik 

Qnrung der 
Deutschland   unter   der 

Union   und  Bundeskanzler Hftliy.       a      ****!       VJIIIUII      UHU      uuiius»r\aiii.ivi 

W U^ ^onl ein DerechenDarer und zuver- 
F^ !9er Partner des Westens bleibt. Eine 
Wä> .run9 mit einem Außenminister Bahr 
nis e in den Augen der westlichen Bünd- 

fürvfrtner nicht nur ein sicnerheitsrisik0 

iern aS West|iche Bündnis, sondern vor al- 
eir< Sicherheitsrisiko für jeden Bürger. 

cjer
9e' hat seine Bereitschaft erklärt, nach 

Qr(. Bundestagswahl punktuell mit den 
beit

nen und Alternativen zusammenzuar- 

^k Und Sicn notfalls von ,nnen aucn 

bied 
Kanzler wählen zu lassen. Diese An- 

di6 
erun9 von Vogel an die Grünen und 

a6r 5hUtralistische  Bewegung schafft in 
SCL . D wachsendes Unbehagen, und es 
üb6r'

nt im Moment nur einer froh zu sein 
den Vogel-Kurs, der Generalsekretär 

der KPdSU, Andropow, dessen Ausfüh- 
rungen beim Vogel-Besuch nun verständ- 
lich werden: „Wir hoffen, daß Sie an die 
Regierung kommen." Wir appellieren an 
die SPD-Wähler und SPD-Anhänger, die- 
ser Hoffnung der Sowjetunion bei der 
Wahl am 6. März eine Abfuhr zu erteilen. 

2. Der Bundesvorstand der CDU wendet 
sich an die Arbeiter und Angestellten, 
aber vor allem auch an die Arbeitslosen, 
mit ihrer Stimme den beginnenden Auf- 
schwung zu unterstützen. Auch in der 
Wirtschaftspolitik verläßt die Vogel-SPD 
den Kurs von Helmut Schmidt und macht 
mit den rotgrünen Maschinenstürmern 
gemeinsame Sache. Jede Aufschwung- 
prognose, ob sie nun vom Handel, den 
Banken oder den Gewerkschaften 
kommt, wird von der SPD zerredet, ob- 
wohl doch klar sein müßte, daß der be- 
ginnende Aufschwung die Unterstützung 
aller braucht: ein Aufschwung für alle 
durch alle. 

Wir appellieren an die Arbeitslosen und an 
die Arbeitnehmer, sich genau zu überle- 
gen, wem sie in der nächsten Legislatur- 
periode zutrauen, daß Wirtschaft und Fi- 
nanzen wieder in Ordnung kommen. Die 
SPD, die ehemalige deutsche Arbeiterpar- 
tei, ist zur deutschen Angstpartei gewor- 
den. Angst schafft keine neuen Arbeits- 
plätze, Angst schafft keinen neuen Wohl- 
stand, Angst schafft keine Sicherheit. 

Vogel und seine Führung wollen die Spar- 
gesetze und die Wohnungspolitik wieder 
beseitigen und noch höhere Schulden ma- 
chen. Damit würde wieder die Talfahrt be- 
ginnen. Der Bundesvorstand der CDU 
warnt aus diesen Gründen die deutschen 

(Fortsetzung Seite 6) 
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(Fortsetzung von Seite 4) 
wissen genau, daß eine SPD-Wirtschafts- 
politik, gesteuert oder beeinflußt von den 
Grün-Alternativen, die Wirtschaftskrise 
verschärfen und noch mehr Arbeitslose 
produzieren würde. 

Da die überwiegende Mehrheit der Unter- 
nehmer investieren will, ist das von der 
SPD in die Welt gesetzte Gerücht des In- 
vestitionsstreiks Gift für die Wirtschaft. 
Ganz besonders jetzt, da sich die Anzei- 
chen für einen beginnenden Wirtschafts- 
aufschwung mehren: Die Zinsen fallen, die 
Mark gewinnt an Wert, die Preise werden 
stabiler, die Zahl der Bauanträge nimmt 
zu. Was wir jetzt brauchen ist nicht klas- 
senkämpferische Auseinandersetzung, 
sondern Partnerschaft in den Betrieben. 

Hält die SPD in NRW 
Baugelder zurück? 
Der nordrhein-westfälische Minister für 
Landes- und Stadtentwicklung, Chri- 
stoph Zöpel (SPD), der mit heftigen At- 
tacken gegen die Bonner Bundesregie- 
rung nicht gerade geizt, muß sich schwe- 
re Vorwürfe gefallen lassen. Der Gelsen- 
kirchener Landtagsabgeordnete Wolf- 
gang Jäger (CDU) stellte fest, die Düs- 
seldorfer   SPD-Landesregierung    unter- 

(Fortsetzung von Seite 5) 
Arbeitnehmer: Wer am 6. März SPD wählt, 
gefährdet seinen eigenen Arbeitsplatz. 
3. Der Bundesvorstand der CDU fordert 
die Bürger auf, beide Stimmen der CDU 
zu geben. Er erinnert daran, daß die 
zweite Stimme die wichtigste Stimme ist. 
Die Zweitstimme entscheidet die Wahl. 
Von ihr hängt die Zusammensetzung des 
Deutschen Bundestages ab. Die CDU 
fordert alle Wähler auf, mit der zweiten 
Stimme keine Experimente zu machen, 
sondern beide Stimmen der CDU zu ge- 
ben. 

laufe  die  Bemühungen  der Re9'erU
|e. 

Kohl, den Wohnungsbau weiter zu b« 
ben. 

Obwohl der Landeshaushalt 1983 scW 
seit dem 18. Januar in Kraft sei, stün

bay 
die Gelder für den sozialen Wohnung5 

einen Monat später immer noch nicn 
Verfügung. Jäger warf dem SPD-Ka131 

vor, es sei nicht bereit, mit zur Anku  ^ 
lung der Baukonjunktur beizutragen' » 
fensichtlich ist die Landesregierung 
wahltaktischen Gründen eher gewillt   e 

nötige   Arbeitslosigkeit   im   Bauge*^, 
hinzunehmen, als den schwerfälligen 
waltungsbetrieb in Gang zu bringen- 

Der CDU-Parlamentarier hatte den R*J.h 

rungspräsidenten  in   Münster  schri" 
gebeten,  die  Wohnungsbaumittel s°  j. 
an die Bewilligungsbehörden weitet   „ 
ten. Durch die Antwort aber erfuhr er. 

de" Mitte dieses Monats die entsprechen 
Entscheidungen des Ministers für L.an, 
und Stadtentwicklung, Christoph ZoP^ 
noch nicht vorlagen. „Und dies, obV,$ 
die Wohnungswirtschaft zur siche[jrjn- 
von Arbeitsplätzen im Baugewerbe . 
gend auf die Freigabe der Landes^1 

angewiesen ist." 

Bei Wahlsieg der Uni<>n 

Durchbruch in Genf 
rtei* Bei einem Wahlsieg der Uniorspa' 

am 6. März besteht nach Ansicht de5   r 

rüstungspolitischen      Sprechers       fi 
CDU/CSU-Fraktion, Jürgen Toden^ 
begründeter Anlaß zu der Hoffnung»    „ 
es in Genf zu einem Durchbruch be 

Mittelstreckenraketen-Verhandlung ^ 
kommt. Nach Gesprächen in Gcn. ^g, 
den Chefunterhändlern der Großm^'^ 
Paul Nitze (USA) und Juri KWi*' „ 
(UdSSR), begründete Todenhöfer »• ^ 
Optimismus mit der Verhandlung5' .# 
Kompromißbereitschaft der USA »üf 
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Anzeigen- und TV/Hörfunk-Termine bis zum 6. März 
Am 24. Februar erscheint in allen regio- 
^a|en Tageszeitungen eine Anzeige, 
d|e auf die Gefahren eines rotgrünen 
Bündnisses hinweist. Die Anzeige wird 
ar^ 25. Februar in der Bild-Zeitung ge- 
haltet. 
In der letzten Woche des Wahlkampfes 
^ die CDU dreimal in den regionalen 
Tageszeitungen, der FAZ, Welt und der 
«ild-Zeitung mit einer Anzeige vertre- 
ten- Am Montag, dem 28. Februar, so- 

SR3 

SWF1 

SWF3 

Wie am 4. und 5. März. 

TV 

ARD 
ZDF 
2DF 
ARD 
2DF 

Hörfunk 
N&R/WDR 1 

NDR 2 

WDR2 

HRI 

SRT 

26. Februar, 18.57 Uhr 
26. Februar, 19.21 Uhr 
28. Februar, 21.20 Uhr 

3. März,       20.15 Uhr 
3. März,       19.21 Uhr 

25. Februar, 
I.März, 
4. März, 

24. Februar, 
2. März, 

24. Februar, 
2. März, 

25. Februar, 
1. März, 
4. März, 

25. Februar, 
28. Februar, 

18.25 Uhr 
12.05 Uhr 
18.25 Uhr 

14.55 Uhr 
14.55 Uhr 
11.55 Uhr 
11.55 Uhr 

6.20 Uhr 
17.55 Uhr 
6.20 Uhr 

10.05 Uhr 
12.05 Uhr 

SDR 1 

SDR 3 
Radio Bremen 

DLF 

ARD/ZDF: 

ARD/ZDF: 

3. März,       10.05 Uhr 
4. März,       12.05 Uhr 

24. Februar, 14.05 Uhr 
2. März,       14.05 Uhr 
4. März,        9.05 Uhr 
1. März,        7.27 Uhr 
3. März,        7.27 Uhr 

24! Februar, 13.06 Uhr 
2. März,       13.06 Uhr 
4. März,       13.06 Uhr 

24. Februar, 19.27 Uhr 
25. Februar, 12.57 Uhr 
28. Februar, 12.57 Uhr 
I.März,       19.27 Uhr 
3. März,       12.57 Uhr 
4. März,       13.03 Uhr 

24. Februar, 16.52 Uhr 
I.März,       11.57 Uhr 
2. März,       16.52 Uhr 
4. März,       11.57 Uhr 

25. Februar, 18.30 Uhr 
3. März, 18.30 Uhr 

1. März, 20.15 bis 22.15 
Uhr, Live-Diskussion der 
Generalsekretäre bzw. 
Bundesgeschäftsführer 

3. März, 20.18 Uhr ohne 
zeitliche Begrenzung, Li- 
ve-Diskussion der Spitzen- 
kandidaten bzw. Vorsitzen- 
den der vier Bundestags- 
parteien 

spi J1 und den „großen Verhandlungs- 
* elraum" der Sowjetunion auf der an- 

CSei,e- h ®r deutschen Öffentlichkeit sei weitge- 
ve 

a unbekannt, daß Kwizinski bereits im 
K0|?

an9enen Sommer eine sowjetische 
75   Promißbereitschaft auf der Basis von 
Siert" 75 Mittelstreckensystemen „signali- 

habe. Unter diesem Angebot sei die 

Sowjetunion bereit gewesen, ihre SS-20- 
Mittelstreckenraketen auf 75 Stellungen 
zu reduzieren, falls der Westen nur noch 
75 Marschflugkörpersysteme — mit je vier 
Geschossen — aufstellen würde. Dabei 
habe Kwizinski die sowjetische Forderung 
nach Berücksichtigung der französischen 
und britischen Atomwaffen stillschwei- 
gend fallengelassen. 
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DIE SPD SAGT, RICHTIG IST 

Bundesregierung plant keine 
Änderung des § 218 
Die Bundesregierung hat eine inter- 
ministerielle Arbeitsgruppe zum 
Schutz des ungeborenen Lebens 
eingesetzt, die unter Federführung 
des Bundesministers für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit, Heiner Geiß- 
ler, steht und der außerdem das 
Bundeskanzleramt, das Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialord- 
nung, das Bundesministerium der 
Justiz und das Bundesministerium 
des Innern angehören. Aufgabe der 
Arbeitsgruppe ist zu prüfen, welche 
Verbesserungen bei der Beratung 
und Hilfe für schwangere Frauen not- 
wendig und möglich sind. 

Aus dem Auftrag an die Arbeitsgruppe 
und deren Arbeiten wird deutlich, wo 

angesetzt werden soll, um den Schutz des 
ungeborenen Lebens zu verbessern, ins- 
besondere die Zahl sozial-indizierter 
Schwangerschaftsabbrüche soweit wie 
möglich zu vermindern. Es geht darum, 
schwangeren Frauen in sozialen Notlagen 
besser als bisher zu helfen. Diese Aufga- 
be kann das Strafrecht nicht lösen. 
Die neue Bundesregierung plant keine Än- 
derung des § 218. Die jetzige Regelung ist 
mit den Stimmen der überwiegenden 
Mehrheit der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion verabschiedet worden. 
Alle gegenteiligen Behauptungen der SPD 
sind nichts anderes als Versuche, die viele 
Menschen berührende Frage des § 218 zu 
einem parteitaktischen Wahlkampfinstru- 
ment der SPD zu mißbrauchen. Auch hier 
erweist sich die SPD als die Partei der Un- 
wahrhaftigkeit und der Wählertäuschung. 

Ob auch in Zukunft legale Schwang 
schaftsabbrüche von den Krankenkas5 

finanziert werden können, hängt r,{C^^- 
der Bundesregierung oder dem SPD-'i . 
didaten Vogel ab, sondern von einer c 
Scheidung    des    Bundesverfassung^ 
richts, bei dem diese Frage von einer t> 
gerin anhängig gemacht worden ist;.her- 
CDU wird sich, und ich bin davon üD 
zeugt auch die SPD, an eine solche t 
Scheidung halten. 

••   hst^ Die Arbeitsgruppe wird in den nacn»* 
Wochen Gespräche mit den beideri 
chen, den Ländern, den Trägern von E3 
tungsstellen, Ärzten bzw. Ärzteverbän 
führen, um alle politischen Entscheid « 
gen zu beraten, die verhindern helfen- 
in einem Land mit einem Bruttosozia'f' 
dukt von über 1,5 Billionen DM aus v» 
schaftlichen oder sozialen Gründen u^ 
borenes  Leben  gefährdet wird.  D'eaen 
beitsgruppe wird auch auf Erfahrung 
zurückgreifen, die im Ausland mit B 
tungsangeboten gesammelt wurden, 
bald ein vom Bundesministerium für 
gend, Familie und Gesundheit in ^Jj-g- 
gegebenes     Forschungsprojekt     aW 

schlossen ist. 

Der SPD ist es offenbar nicht ernst rrtf 
rer  Ankündigung,   sie  wolle   das  o   n 

tungsangebot   für   schwangere   ^p^u 
ausbauen und verbessern. Während     , 
Eva   Rühmkorf  aus  Vogels  WahlkajVjn. 
mannschaft dies landauf, landab veQUfi- 
det, werden in dem größten Land der      . 
desrepublik, in Nordrhein-Westfalen,    .^ 
dortigen    SPD-Sozialminister    Frie W 
Farthmann die Mittel für Beratungsst 

zusammengestrichen. 
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pEM WÄHLER SAGEN 

erwartet Aufschwung nach 
ahlsieg der Union 

d*rWest?Sexperten und*Politiker 
Nrtet1**jj©hen Industrienationen er- 

lr^ut v   einer Bestätigung der von 
\ * ß hl geführten Bundesregie- 
^Sch #»' Marz einen zusätzlichen 
!6r9Uch       en Aufschwungimpuls, 

"lim Pk
anderen Ländern zugute 

i ister ö 
arauf hat Bundesfinanzmi- 

tervie  fhard st0,tenber9 in einem 
toi* w hingewiesen, das er der 
k(ickf|„am S°NNTAG" vor seinem 
h% 6 

9 aus Washington gab. Dort 
jN vo„?üfej Ta9e lan9 an Beratun- 

hl)ank     Fjnanzministern und No- 
blen uj?!asidenten des Internatio- 

NC? r[Un9Sf0ndS (IWF> tejl9e- 
%s.   • Der Wortlaut des Inter- 

")/>' Wi 
7 'hen'6 War das Klima der GesPräche 
k^e.tl

Ministerkollegen aus den größ- estlich 
C'>w 

en Industriestaaten? 

nn2eiCK Die Sitzun9 des IWF war 9e" 
iT al|er h 6t Von dem 9emeinsamen Wil" 
Nende 

eteil'gten Länder, die schwer- 
a ,Wickli.n   Verscnu|dungsprobleme   der 
;el |nd Isländer zu   meistern   und   in 

^Ursrr'e'ändern  den  ein9escnla9e_ 

h   undllr     Stabilität und wirtschaftliche 
Oir 

und   die 
haben   sich   in   Wa- 

»L^icki.      en  Industrieländer 
in9ton   9S'änder 

k 5° PraeeiniQt' die Ei9enmittel des IWF 

*U erh lent auf fast 10° Milliarden Dol- 
öie h 

rh°hen. 

ae 
Regierung hat bei diesen Ent- 

Kom   Sowohl im Vorfeld als auch 
Terenz selbst aktiv mitgewirkt. 

Ein Teil der Entscheidungen ist erst durch 
ihre Vermittlerrolle möglich geworden. Sie 
trägt damit weltweit für ein funktionieren- 
des Weltwirtschafts- und Währungssy- 
stem Verantwortung. Aber sie hat auch im 
eigenen Interesse als zweitgrößte Han- 
delsnation gehandelt. 

Frage: Wie schätzen Sie nach Ihren Ge- 
sprächen die Konjunktur, Preis- und Zins- 
entwicklung in nächster Zeit ein ? 
Stoltenberg: Ebenso wie in der Bundesre- 
publik Deutschland gibt es auch in einer 
Reihe anderer Länder, insbesondere auch 
in den USA, ermutigende Zeichen einer 
wirtschaftlichen Belebung. 
Die Ministerkonferenz hat ausdrücklich 
festgestellt, daß die Erfolge bei der Be- 
kämpfung der Inflation und die Anstren- 
gungen zur Eindämmung der Haushalts- 
defizite die Basis für einen neuen wirt- 
schaftlichen Aufschwung geschaffen ha- 
ben. 
Diese Erfolge — verbunden mit sinkenden 
Ölpreisen — rechtfertigen die Erwartun- 
gen auf eine weitere Besserung der Wirt- 
schaftslage und auch auf weitere Zinssen- 
kungen. 

Frage: Die Bundesbank hat in ihrem 
neuen Monatsbericht festgestellt, der pri- 
vate Verbrauch in Deutschland habe im 
vierten Quartal des letzten Jahres seit lan- 
gem erstmals wieder zugenommen. Füh- 
ren Sie das auf den Regierungswechsel 
zurück? 
Stoltenberg: Die Bundesregierung hat mit 
ihrem wirtschafts- und finanzpolitischen 
Dringlichkeitsprogramm die Weichen ein- 
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deutig auf die Gesundung der Wirtschaft, 
die Sanierung der Staatsfinanzen und die 
schrittweise Überwindung der Arbeits- 
marktprobleme gestellt. Dies hat neues 
Vertrauen bei den Bürgern und in der 
Wirtschaft geschaffen, das jetzt auch das 
private Verbrauchsklima verbessert. 
Die Bundesregierung hat durch eine Rei- 
he von Entscheidungen, vor allem aber 
durch die damit ermöglichten Zinssenkun- 
gen bessere Voraussetzungen für den 
Verbrauch geschaffen. Die Kaufkraft der 
privaten Haushalte wird auch durch den 
Rückgang der Inflationsrate gestärkt. 

Frage: Die Bundesbank erklärt zudem, 
trotz wachsender Aufträge sei die Ertrags- 
schwäche der Wirtschaft noch nicht über- 
wunden. Was werden Sie dagegen tun? 

Stoltenberg: Wir werden erstens unseren 
Beitrag dazu leisten, die Bedingungen für 
weitere Zinssenkungen zu verbessern. 
Wir werden zweitens über die bisherigen 
steuerpolitischen Maßnahmen hinaus ab 
1984 weitere steuerpolitische Entlastun- 
gen für die gewerbliche Wirtschaft, insbe- 
sondere für den Mittelstand, vornehmen. 
Wir haben dies in unserem Wahlprogramm 
im einzelnen deutlich gemacht. 
Drittens müssen auch die Tarifpartner bei 
ihren Entscheidungen die notwendige Er- 
tragsverbesserung der Unternehmer be- 
rücksichtigen. Mit unserer vermögenspoli- 
tischen Initiative werden wir den Tarifpart- 
nern die Möglichkeit geben, die Kapital- 
ausstattung der Wirtschaft zu verbessern. 

Aufgespießt 
„Die auf uns gerichteten russischen SS- 
20-Raketen sind süß. Die amerikanischen 
Pershing 2 — wenn sie aufgestellt werden 
sollten — sind grausam!" 

Leserbrief an den „Spiegel" (7/83) 

Vorher und nachher 
SPD und Grüne tot 
In Hamburg hatte der SPD-Bür^ 
ster von Dohnanyi noch im erst?e fifö' 
jähr 1982 eine klare Meinung: „p1 (jjf 
nen — wer sind die? Die existiere 
mich nicht!" In der zweiten Jahre.i0|/ 
verhandelte er mit ihnen vier 

über die Tolerierung seines Sen* ^ 
In Hessen verwies Holger Börner      ^ 
nen vor den Wahlen in die Nähe 

\I0$ 

^ 
schisten. Fotos, die ihn mit den Gr ^ 
einem Verhandlungstisch zeigte^ [/ 
es nicht einmal als Fotomontage ^fr 
Nach den Wahlen erkaufte er sich • ^ 
lerierung seiner geschäftsführena ^0(ir 
sterpräsidentenschaft — der Prel '^ P* 
wollende Prüfung einer Amnestie ^ ^f 

den Wahlen mit der Dachlatte re9 
setzesbrüche, die Herr Börner n UÜ" 

wollte. tv<r 
In Bonn strebt jetzt der SPD-Kano'^ 
gel nach Regierungsmacht. £r .^f«1' 
sich weniger zu zieren. Sein Ziel- pu1' 
ner SPD-Minderheitsregierung ""V ^ 
dung der Grünen. Sagt er. Er saLt5fe 

auch, die SPD werde eine Minder ^nf' 
gierung der Union tolerieren. Rein n ^ 
risch ist dies aber nur denkbar, ^ 
Grünen anstelle der FDP ins "a ^ 
kommen. Dabei aber — so der ^ 
Vogel - will er ja mit Hilfe eben 
Grünen Kanzler werden. ^ f 
Hier tanzt ein Kandidat den W^p/' 
der Nase herum, erklärt hierzu de cpil 
mentarische Geschäftsführer d® ^ 
CSU-Bundestagsfraktion, vLs ' 
Schäuble: Nach dem Motto • y 
wollt" bietet der jedem Bürger ^> 
dem gefallen mag: mal mit den r^ 
mal gegen sie; mal Tolerierung ®epD'^| 
derheitsregierung der Union, mal ^g 
gierung mit Hilfe der Grünen. He

|itiscfie 

macht Prinzipienlosigkeit zum P 
Programm. 
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PEM WÄHLER SAGEN 

!jj9el kapituliert vor 
h dSa£-.8 »Vorwärts"-Artikel ge- 
^no K   9lichkeit elner Zwischen- 

jen is» -    den Genfer Ve*rhandlun- 
S pu'n Wirklichkeit ein unverhüll- 
S d«  yer ,ür dje Aufrechterhal- 
Jjichts d eur°strategischen Überge- 
fcSbwr   Sowietunion» das die 

ctlerh •digkeit der amerikanischen 
EUb|ik r?lts9arantle in der Bundesra- 
te•   utscn,and erschüttern soll. 
SrteifCheidende Maßstab bei der 
N*er« *? der Genfer Verhand- 
N cja9ebnisse für die Bundesregie- 

^ltüi?e^en ist die zuver|ässl9e 

9le'che I-des Friedens durch die 

v n'Cht   |Cherhelt fÜf WeSt Und °St 

?lerei   
So diese oder iene Waffen- 

n,«t«riSte,,t Alois Mertes' Staats- 
^       'm Auswärtigen Amt, fest. 

t   <% \Tl^ beiderseitige Nullösung für 

Bahr 

'and 
6 d"gestützten   Mittelstreckenpo- 

Deiden Kp.mwaffp.nnrnRmär.htp 0 die 
en Kernwaffengroßmächte 

t   Cr»gew  ldeale Wiederherstellung des 
% Vo IChts ohne die bisherige sowje- 
SriKan°rrÜStun9 und ohne die geplante 
N$tanSHChe Nachrustung - in Genf 
• ^Bai.    d   der   Snwietuninn   scheit« 

am 
Sowjetunion   scheitern, 

J^'sche Weitbestes Ergebnis eine ameri- 
6N b6jHUnd sowjetische Null-Plus-Lö- 
^r°strat6

er Seiten möglich sein, die das 
iiNeilt ,9lSche Gleichgewicht wieder- 
cI 9H|J?dem E9°n Bahr auch diese 
r
6rUrd '   Von vornherein ablehnt, for- 

Ch SicherhAbbau der Fundamente unse- 
re».,  heit-  Gleichzeitia setzt er die 8bNn 
^e des

aUS9ewogener   Abrustun9   im 

*" aufs 
West|ichen Verhandlungskon- 

8Uts 
% 

% 
Spi 

6Sr6publitmpfen um den Beitritt der Bun- 
Deutschland    zum    Atlanti- 

schen Bündnis vertrat Egon Bahr beharr- 
lich und zielstrebig einen Kurs des Natio- 
nal-Neutralismus. Daß Egon Bahr sich als 
Patriot mit der Teilung Deutschlands nicht 
abfinden will, ehrt ihn; daß er aber zur 
Überwindung der Teilung der SPD einen 
Kurs schrittweiser Abkopplung von der 
Garantiemacht unserer Freiheit durch- 
setzt, alarmiert zu Recht alle Verantwortli- 
chen der westlichen Welt. 
Egon Bahr ist ein Überzeugungstäter, 
dessen strategisches Ziel offen zu Tage 
liegt: die Überwindung der Adenauer- 
schen West- und Deutschlandpolitik 
durch eine konsequente Distanzierung 
von den USA und eine ebenso konse- 
quente Annäherung an die Sowjetunion. 
Dabei verschweigt er die beiden entschei- 
denden Tatsachen: 
1. Moskau will zwar keinen Krieg in Euro- 
pa entfesseln, aber die nicht-nukleare 
Bundesrepublik Deutschland einschließ- 
lich Berlins in einem Prozeß wachsender 
Einschüchterung mit Druck, Drohung und 
Erpressung politisch gefügig machen. 
Voraussetzung dafür ist — bei formaler 
Hinnahme der deutschen Bündniszugehö- 
rigkeit — die innere Abwendung Deutsch- 
lands von Amerika und der militärische 
wie psychologische Abbau der Glaubwür- 
digkeit der Schutzzusagen Amerikas. 
2. Washington galt bis zum Abtritt Helmut 
Schmidts am 1. Oktober 1982 auch für die 
SPD — von Ausnahmen wie Egon Bahr 
und seinen Gesinnungsgenossen abgese- 
hen — wie selbstverständlich als Garant 
eines stabilen äußeren Friedens und unse- 
rer inneren Widerstandsfähigkeit gegen 
die Expansion des sowjetischen Einflus- 
ses auf die Bundesrepublik Deutschland. 

Egon Bahr schien bisher die Ausnahme in 
der SPD: mit Jochen Vogel ist er die Re- 
gel geworden. 
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Am Wahltag 
Fahrdienst 
Zur festen Einrichtung gehören inzwi- 
schen die Fahrdienst-Angebote der 
CDU. In diesem Jahr, wo mit Schnee 
und Eis am Wahltag gerechnet werden 
muß, kommen ihnen ganz besondere 
Bedeutung zu. Viele ältere Menschen 
vor allen Dingen könnten sich dadurch 
noch in letzter Minute davon abhalten 
lassen, den eigentlich vorgesehenen 
Weg ins Wahllokal zurückzulegen. 
Aber auch Behinderte sind auf unsere 
Hilfe angewiesen. Ein solcher Fahr- 
dienst ist aber nur dann Werbung für 
die CDU, wenn dabei alles so organi- 
siert ist, daß eigentlich nichts schiefge- 
hen kann. 
Darauf sollten Sie achten: 
• Die ununterbrochene Besetzung der 

Telefone in der Zentrale sicherstel- 
len 

• Für ausreichend Fahrer und Fahr- 
zeuge sorgen 

• Den kontinuierlichen Kontakt der 
Fahrer mit der Zentrale gewährlei- 
sten 

• Auffällige Werbung ein oder zwei Ta- 
ge zuvor für Ihren Service durch An- 
zeigen, Flugblätter und Pressemit- 
teilungen 

Freundschaftsdienste 
Ohne organisatorische Vorbereitung 
kann jedes einzelne Mitglied Gebrech- 
lichen oder Gehbehinderten im Be- 
kanntenkreis anbieten, sie im Auto mit 
ins Wahllokal zu nehmen. Rufen Sie am 
Sonntag diejenigen an, die dafür in Fra- 
ge kommen und stellen Sie Ihre Hilfe 
zur Verfügung. 

Auszählungsbeobachter 
Sorgen Sie dafür, daß nach Schließung 
der Wahllokale in jedem Stimmbezirk 
ein Mitglied die Auszählung beobach- 
tet. 

• MITTELSTAND^ 

Keine Leihstimmen 
für die FDP 
Der Bundesvorsitzende der CD' 
CSU-Mittelstandsvereinigung. r ei 
hard Zeitel, warnt eindringlic" * $ 
nem Stimmensplitting zuguns* ^| 
FDP. Da die FDP besonders m \$ 
ständischen Wählerschichten^ ^t 
re „Zweitstimmen-Kampagne .^ 
weist Zeitel die Mittelständler ß(V 

hin, daß diese Taktik das P^Le* 
tarische Überleben der FDP ke' $ 
wegs garantiert und möglicne.. ^f 
eine regierungsfähige Mehrhß regierungsfähige 
Union verhindert. 

jan? 
Des weiteren konnte in der Ver9 M 

heit festgestellt werden, daß.!tte|st^ 
Wahlkampf sich die FDP des ^ ni/ 
des mit wohlklingenden Worten a ^ 
denen  keine Taten folgen. Versp ^ 
und nicht Wort gehalten __ nur 

16^ 
man das Verhalten der FDP ^{0\f 
dem Mittelstand bezeichnen. Dj 
den Beispiele machen dies deut" 

Mittelstandsförderung 

Schöne Worte: ^f 
Liberale Mittelstandspolitik ist str%#J 
litik mit dem Ziel, ein gesamtwirts ^ 
ausgewogenes       Verhältnis ^( 

Klein-, Mittel- und Großbetrieb^/ 
stellen. Wichtigste Aufgabe muß ^ 
sein, Wettbewerbsverzerrungei"! •' #J 
seifigen. (Aus Grundsätze littera ^ %, 
schaftspolitik, beschlossen auT 

FDP-Parteitag in Freiburg.) 

^ 
Keine Taten: 
Das von der CDU/CSU-BundeS^ $ 
tion bereits zweimal im Deutsc^^d' 
destag eingebrachte Bundesmi littel* 
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Öis zum Wahltag 
^as persönliche Gespräch 

is zur letzten Minute gilt, daß ungeachtet noch so guter Werbemittel das per- 
onliche Gespräch die beste Form der Wähleransprache darstellt. Auf diese Wei- 

,e können die Bürger am ehesten überzeugt werden, weil sie direkt und unmittel- 
ar Antworten auf ihre^ganz individuellen Fragen erhalten und weil wir mit der Ge- 
Prächsführung die wirklich wichtigen Themen und die herausragende Bedeutung 
eser Wahl ansprechen können. 
elegenheit zu solchen Gesprächen gibt es überall, sie müssen nicht gleich über 
^nrere Stunden geführt werden. Den Kurzdialog können Sie in der Straßenbahn, 

^ dem Weg zur Arbeit, in der Mittagspause, beim Gespräch auf der Straße oder 
Der den Gartenzaun, auf dem Fußballplatz, in der Stammkneipe, in der Sauna, 

I ll dem Handwerker, am Imbißstand und so weiter führen. Lassen Sie keine Ge- 
genheit aus. Jedem muß klar gemacht werden, daß es nur mit der CDU wieder 

aufWärts geht. 

'hr letzter Wahltreff '83 
0ch können Sie — auch kurzfristig — die ernste politische Auseinandersetzung 
'' e"nem geselligen Rahmen verbinden. Bitten Sie Ihre Freunde und Bekannten 

u einem Wahltreff '83. Dabei laden Sie diejenigen ein, von denen Sie wissen oder 
I  nehrnen, daß sie in ihrer Wahlentscheidung noch unentschlossen sind. Wenn 
9u uandidat an dem Abend nicht durch andere Wahltermine verhindert ist, wird 
. uch er gern für ein bis zwei Stunden Ihr Gast sein. Erschlagen Sie Ihre Besucher 

Qoch nicht durch ein Großaufgebot von Parteimitgliedern als Diskussionspart- 

ner»  ^n9sgesetz wurde bislang von der 
ab9elehnt. 

Sck    pfun9 der Schwarzarbeit 

?*• Worte: 
...   FD 

-^njjrf.  Kwniirv   lui    eine   »«iic\oanic    »oi- 
% o ^9 des Gesetzes zur Bekämpfung 
*bq  'chwarzarbeit ein 
*C>ter     Hans 

Qktobe 

p-Fraktion  tritt  im  Rahmen  ihrer 
schä^   ndspolitik für eine wirksame Ver- 

FDP-Bundestags- 
Gattermann     am 

K, 1978). 
Taten: 

% ^ute hat die FDP in den Ausschüs- 
^e$et>S  Putschen  Bundestages  dem 
Schärf   ntWurf der CDU/CSU-Fraktion zur 

'* ihr
ren  Bekämpfung  der Schwarzar- 
e Zustimmung nicht gegeben. 

Renten 
In dem Interview „Sieben Fragen an Bun- 
desarbeitsminister   Norbert   Blüm"   hat 
sich ein bedauerlicher Fehler eingeschli- 
chen. In der Antwort auf die 2. Frage muß 
es richtig heißen: „Die Rentner erhalten 
am 1. Juli 1983 eine Rentenerhöhung von 
5,6 Prozent" (nicht 6,5 Prozent). Ihre Be- 
teiligung an der Rentnerkrankenversiche- 
rung in Höhe von 1 Prozent hatte die alte 
Regierung auch schon zum 1. Januar 1983 
vorgesehen. Wir verschieben sie ebenfalls 
auf den 1. Juli 1983, so daß dann die Ren- 
ten im Ergebnis um 4,6 Prozent steigen. 
(Aus dem letzten Satz geht bereits hervor, 
daß es sich bei der ersten Zahl nur um ei- 
nen Fehler handeln konnte.) 



Was würde aus Deutschland, 
wenn Hans-Jochen Vogel regiert? 

Hans-Jochen Vogel und die SPD 
wollen mit einem Programm die Krise be- 
wältigen, mit dem die SPD in den letzten 
13 Jahren unser Land in die Krise hat trei- 
ben lassen: 

— Vogel und die SPD würden den begin- 
nenden Aufschwung wieder abwürgen, 
unser Land in den wirtschaftlichen Ruin 
treiben und so die soziale Sicherheit ge- 
fährden. 

— Vogel und die SPD würden mit ihrer 
Schaukelpolitik zwischen Ost und West 
die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland gefährden. 

Die französische Tageszeitung "Le 
Monde" warnte am 17. Januar 1983: "Man 
kann es nicht deutlicher sagen: Die sowje- 
tische Strategie setzt auf den Sieg des so- 
zialdemokratischen Kanzlerkandidaten, 
Herrn Vogel..." 

— Vogel und die SPD würden unser Land 
einem rotgrünen Pakt ausliefern. So wie 
sich Vogel jetzt um die Stimmen der 
grünen Wähler bemüht, so würde er sich 

nach der Wahl um die Stimmen der 
grünen Abgeordneten bemühen. 

"Die Grünen müssen sich fragen, °. 
sie lieber einen Bundeskanzler Kohl? 
mich wollen.... Ich habe noch nie^tl1?'n 
men zurückgewiesen, die mir... gegeD 

worden sind." -> 
(Vogelin "DieBunte", 2. Dezember 19M' 

Vogel war nicht gut für München1 £ 
er München verließ, war die SPD e'n 

zerstrittene und radikale Partei.. 

Vogel war nicht gut für Bonn: A's z..c|, 
ständiger Minister war er verantwon 
für das "am schlechtesten und u,n^w. 
sten funktionierende Mietrecht" feu. n 
deutsche Zeitung, 31.12.1982) und für ^ 
Zusammenbruch des Wohnungsbaus- 

Vogel war nicht gut für Berlin: Wa 
rend seiner 100 Tage als Regierender 
Bürgermeister wurde täglich ein Hau 

besetzt. 

Vogels politische Bilanz ist negate- 
Seine Politik wirft uns zurück in die 
Krise. 

Helfen Sie mit, daß es in Deutschland weiter aufwärts gibt 
Wählen Sie jetzt den Aufschwung. 

Mit beiden Stimmen für die CDU! 

CDU 
sicher 
sozial 
und frei 



Zur Sache: 

Die Zweitstimme 
entscheidet die Wahl 
dm6. März haben Sie zwei Stimmen: 
^ie Stimme für Ihren 
.Wahlkreiskandidaten 

Die Zweitstimme für 
die CDU 

aie haben also ein« Stimme für Ihren CDU-Kandidaten. Mit dieser Stimme 
Scheiden Sie, daß Ihr Wahlkreis durch die CDU in Bonn gut vertreten ist. 

4ber: Die Zweitstimme entscheidet die Wahl. 
^it der Zweitstimme entscheiden Sie, daß die CDU die Wahl gewinnt und 

<j.li es weiter aufwärts mit Deutschland geht. Mit der Zweitstimme entscheiden 
e' daß Helmut Kohl seine Arbeit als Bundeskanzler fortsetzen kann. 

Seine Experimente. Beide Stimmen für die CDU. 

Aufwärts mit Deutschland 
Jetzt den Aufschwung wählen 

CDU 
^"auei Haus 5300 Bonn 1.323 

•sicher 
sozial 
und frei 



UiD 8 • 24. Februar 1983 • Seite 16 

UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 24 49 
5300 BONN 1 
POSTVERTRIEBSSTÜCK 
Z 8398 C 
GEBÜHR BEZAHLT 

WAHLKAMPF-TERMINE 

1. März 1983 
Cochem/Mosel 
Beginn: 15.00 Uhr 
Rainer Barzel 
1. März 1983 
Tübingen 
Beginn: 15.00 Uhr 
Franz Josef Strauß 
1. März 1983 
Landau 
Beginn: 16.30 Uhr 
Richard von Weizsäcker 
1. März 1983 
Koblenz 
Beginn: 17.00 Uhr 
Bernhard Worms 
1. März 1983 
Speyer 
Beginn: 18.30 Uhr 
Richard von Weizsäcker 
1. März 1983 
Hamburg-Bergedorf 
Beginn: 19.00 Uhr 
Uwe Barsche! 
1. März 1983 
Zweibrücken 
Beginn: 20.00 Uhr 
Ernst Albrecht 

1. März 1983 
Unkel 
Beginn: 20.00 Uhr 
Rainer Barzel 
1. März 1983 
Saarbrücken 
Beginn: 20.00 Uhr 
Helmut Kohl 
1. März 1983 
Siegen 
Beginn: 20.00 Uhr 
Manfred Rommel 
1. März 1983 
Auggen 
Beginn: 20.00 Uhr 
Franz Josef Strauß 
1. März 1983 
Worms 
Beginn: 20.00 Uhr 
Richard von Weizsäcker 
1. März 1983 
Adenau/Eifel 
Beginn: 20.00 Uhr 
Bernhard Worms 
2 März 1983 
Emmendingen 
Beginn: 17.00 Uhr 
Ernst Albrecht 

2. März 1983 u$CH 
Wadgassen-Hosterv 
Beginn: 17.00 Uhr 
Norbert Blüm 
2. März 1983 
Steinheim 
Beginn: 17.00 Uhr 
Alfred Dregger 
2 März 1983 
Wardenburg 
Beginn: 17.00 Uhr 
Walther Leisler KieP 

2 März 1983 
Bad Ems 
Beginn: 17.00 Uhr 
Hanna-Renate La*'* 

2 März 1983 
Reutlingen 
Beginn: 17.00 Uhr 
Werner Zeyer 
2. März 1983 
Homburg 
Beginn: 18.30 Uhr 
Norbert Blüm 
4. März 1983 .. 
Ludwigshafen-St*0 

Beginn: 20.00 Uhr 
Helmut Kohl 
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